
Debatte: Linke Gewerkschaftsarbeit – warum
und wie?

Mattis Molde, Neue Internationale 249, September 249

Sollen Linke in den Gewerkschaften arbeiten? Mit welchem Ziel? Und mit welchen Methoden? Die
Debatte darüber ist wieder hochgeschwappt und dafür gibt es gute Gründe. Erstens stellen sich
viele Beschäftigte die Frage, ob es sich überhaupt noch lohnt, Gewerkschaftsmitglied zu sein. Der
Organisationsgrad ist seit Jahren im Niedergang und in den letzten Monaten hat sich der vor allem
bei der IG Metall heftig beschleunigt. Die Führungen der DGB-Gewerkschaften rücken immer weiter
nach rechts, immer näher an die Regierung und das Kapital heran. Sie sind praktisch Teil der
Großen Koalition, Partnerinnen in einem nationalen Konsens, um die Corona-Pandemie und die
Wirtschaftskrise so gut wie möglich zu überstehen – so gut wie möglich für „die Wirtschaft“, also für
das deutsche Kapital!

Andererseits verschärft die Krise die Angriffe des Kapitals auf die ArbeiterInnenklasse und muss sie
weiter zuspitzen. RassistInnen und NationalistInnen spielen die Begleitmusik, um die Klasse zu
spalten. Also stellt sich die Frage für Linke: Wollen sie helfen, den Klassenkampf zu führen, oder
zuschauen? Stellen sie dem nationalen Wahn eine internationalistische Klassenpolitik entgegen oder
heben sie mahnend den moralischen Zeigefinger? Und was tun sie mit den real existierenden
Massenorganisationen der ArbeiterInnenklasse, den Gewerkschaften?

Klassenbewusstsein

Den interessantesten Ansatz in der Debatte, die im letzten Jahr begann und im ak (analyse & kritik –
Zeitung für linke Debatte und Praxis) geführt wurde, vertritt Christian Frings: „Kapitalismus
funktioniert nur, weil die Realität der Ausbeutung, die Realität der Klassengesellschaft immer
wieder hinter Formen der Gleichheit und Gerechtigkeit verschwindet und sich ein Schein von
Harmonie einstellt. Karl Marx macht sich in seiner Kritik der politischen Ökonomie erdenkliche
Mühe, nicht nur zu erklären, wie Ausbeutung funktioniert, sondern auch wie sie mit einer gewissen
Zwangsläufigkeit unsichtbar gemacht und verschleiert wird. Dreh- und Angelpunkt dieser
Verschleierung ist das Institut der Lohnarbeit. Ich trete als freier und gleicher Warenbesitzer auf
den Arbeitsmarkt und verkaufe meine Ware, scheinbar die Arbeit. Dafür erhalte ich einen
»gerechten« Lohn und alles ist gut. In Wirklichkeit, so Marx, habe ich aber meine Arbeitskraft, mein
bloßes Vermögen, Arbeit verrichten zu können, verkauft. Und dieses Vermögen kostet nicht mehr,
als es irgendwie am Leben zu erhalten, sprich, mich durchzufüttern. Das ist der Tauschwert meiner
Ware. Ihr Gebrauchswert ist die lebendige Arbeit, das was ich dann unter den Anweisungen des
Käufers meiner Ware tun muss – und aus diesem Gebrauchswert meiner Ware entspringt der
Mehrwert. Die Schizophrenie von formaler Gleichheit und realer Ungleichheit in der bürgerlichen
Gesellschaft lässt sich also mit den Gleichheits- und Freiheitsillusionen des Warentauschs zur
Deckung bringen. Schon der Begriff »Lohn« enthält diese Verschleierung, weil wir bei Lohn an
»Bezahlung der Arbeit« denken.“ (ak 652, 16.9.2019: 
https://www.akweb.de/bewegung/sozialpartnerschaft-ist-kein-betriebsunfall/)

Frings stellt dar, dass der rein gewerkschaftliche Kampf um den Preis der Ware Arbeitskraft
notwendigerweise bürgerliches Bewusstsein erzeugt. Er weist darauf hin, dass der Maßstab des rein
gewerkschaftlichen Kampfes, ob mein Lohn zu einem „guten Leben“ reicht, die Ausbeutung nicht
erkennt. Er kombiniert dies in der Folge mit der richtigen Beobachtung der juristischen und
politischen Integration der Gewerkschaften in den bürgerlichen Staat, vermittelt durch Tarifverträge
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und Sozialversicherung, und kommt zu dem Schluss, dass Gewerkschaften im Kapitalismus
„halbstaatliche Organisationen“ seien, die eine „Ordnungs- und Befriedungsfunktion“ erfüllten und
nicht „beliebig gestaltbar und reformierbar seien“.  Stattdessen sollten wir „einfach mit den
ausbeuteten Menschen in der Gesellschaft zusammenkommen, die nur darauf warten, ihre
Ausbeuter zu bekämpfen.“ Mit dieser Flucht in den Spontaneismus schüttet Frings dann leider das
Kind der marxistischen Erkenntnis ins anarcho-syndikalistische Abwasser.

Sozialistisches Bewusstsein

Marx selbst hat das Dilemma angesprochen, dass der gewerkschaftliche Kampf zwar zur Bildung
einer Klasse für sich im Kampf gegen eine andere Klasse, gegen die Bourgeoisie, die ArbeiterInnen
ausbeutet, führt, aber damit noch nicht zu kommunistischem Bewusstsein, nämlich, dass es nicht
nur um den Preis der Ware Arbeitskraft geht, sondern um die Aufhebung des Lohnsystems als
solchem, der Ausbeutung durch Lohnarbeit.

„Gewerkschaften tun gute Dienste als Sammelpunkte des Widerstands gegen die Gewalttaten des
Kapitals. Sie verfehlen ihren Zweck zum Teil, sobald sie von ihrer Macht einen unsachgemäßen
Gebrauch machen. Sie verfehlen ihren Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf beschränken, einen
Kleinkrieg gegen die Wirkungen des bestehenden Systems zu führen, statt gleichzeitig zu versuchen,
es zu ändern, statt ihre organisierten Kräfte zu gebrauchen als einen Hebel zur schließlichen
Befreiung der Arbeiterklasse, das heißt zur endgültigen Abschaffung des Lohnsystems.“ (K. Marx,
Lohn, Preis und Profit, MEW 16, S. 152)

Als Sammelpunkte des alltäglichen Widerstands leisten die Gewerkschaften, indem sie gegen die
UnternehmerInnen in ihrer Branche, ihren Betrieben einen Arbeitskampf durchführen, also
praktische Dienste zur Entwicklung von elementarem, embryonalem Klassenbewusstsein, aber dies
ist genauso wenig revolutionär wie das schon weiter entwickelte politische des Reformismus. Dieses
erkennt zwar die Notwendigkeit einer politischen Vertretung der Gesamtklasse in Form einer
ArbeiterInnenpartei an, aber nicht des gewaltsamen Sturzes der UnternehmerInnenklasse.

Wir sind völlig einig mit Christian Frings, dass die derzeitigen Gewerkschaften – nicht nur in
Deutschland – ihren Zweck in diesem marxschen Sinne gänzlich verfehlen. Wir sind auch mit ihm
einig, dass der gewerkschaftliche Kampf systemimmanentes, also bürgerliches Bewusstsein
reproduziert. Aber das gilt auch für spontane Kämpfe, für die von Schichten der
ArbeiterInnenklasse, die bisher von jeglicher gewerkschaftlicher Erfahrung und Organisation
ausgeschlossen waren, und das gilt auch für all die netten kleinen syndikalistischen Organisationen,
die glauben, dass sich aus der Spontanität des Kampfes gegen die AusbeuterInnen
systemüberwindendes Bewusstsein entwickelt, genauso wie für diejenigen, die innerhalb der
Gewerkschaften nur für eine „aktivere und kämpferischere“ Ausrichtung kämpfen, also fast alle
Strömungen der „Gewerkschaftslinken“ der letzten Jahrzehnte.

Lohnkampf

Zugleich aber schüttet Frings das Kind mit dem Bade aus, da er ignoriert, dass der Kampf um den
Arbeitslohn, also die Verkaufsbedingungen der Ware Arbeitskraft, immer auch eine Elementarform
des Klassenkampfes darstellt – selbst, wenn das Bewusstsein der ArbeiterInnen ein bürgerliches ist.
Jeder ökonomische Kampf ist nämlich immer ein Kampf um die Höhe der Ausbeutungsrate
(Arbeitslohn, Länge des Arbeitstags, Arbeitsbedingungen, -intensität) und damit um die
Existenzbedingungen der ArbeiterInnenklasse und die Profite der UnternehmerInnen.

Auch wenn LohnarbeiterInnen und KapitalistInnen ihre Ansprüche auf Basis des
Lohnarbeitsverhältnisses herleiten, so sind ihre Interessen entgegengesetzt. Eine Seite kann nur auf



Kosten der anderen gewinnen, wie Marx im „Kapital“ zeigt:

„Man sieht: Von ganz elastischen Schranken abgesehn, ergibt sich aus der Natur des
Warenaustausches selbst keine Grenze des Arbeitstags, also keine Grenze der Mehrarbeit. Der
Kapitalist behauptet sein Recht als Käufer, wenn er den Arbeitstag so lang als möglich und
womöglich aus einem Arbeitstag zwei zu machen sucht. Andrerseits schließt die spezifische Natur
der verkauften Ware eine Schranke ihres Konsums durch den Käufer ein, und der Arbeiter
behauptet sein Recht als Verkäufer, wenn er den Arbeitstag auf eine bestimmte Normalgröße
beschränken will. Es findet hier also eine Antinomie statt, Recht wider Recht, beide gleichmäßig
durch das Gesetz des Warenaustausches besiegelt. Zwischen gleichen Rechten entscheidet die
Gewalt.“ (Marx, Das Kapital Band 1, MEW 23, S. 249)

Von dieser Gewaltgeschichte des Lohnarbeitsverhältnisses wollen bürgerliche ReformerInnen und
ReformistInnen tunlichst nichts wissen. Sie halten sie allenfalls für einen Überrest „alter Zeiten“, als
es noch keine SozialpartnerInnenschaft, Tarifrundenrituale usw. gab, als es im Kapitalismus noch
„unzivilisiert“ zuging.

In Wirklichkeit stellen diese friedlicheren Formen der Konfliktaustragung nur einen institutionellen
Überbau dar, der wie ein Alp auf der Klasse lastet, der aber auch selbst in jeder Krise unterminiert,
auf die Probe gestellt wird. Je weniger Lohnabhängige hier – von den Ländern der sog. „Dritten
Welt“ ganz zu schweigen – im sog. „Normalarbeitsverhältnis“ stehen, desto forscher trägt das
Kapital seine Interessen vor, werden Union-Busting, prekäre Verhältnisse, Lohnraub zur
„Normalität“.

Gerade Krisenperioden wie diese tendieren dazu, dass die ArbeiterInnen dazu getrieben werden,
über die Grenzen des rein ökonomischen Kampfes hinauszugehen, da nur eine Antwort für die
Gesamtklasse, also ein politischer Klassenkampf, die realen Probleme lösen kann. Die
Lohnabhängigen werden, eben weil das Lohnarbeitsverhältnis ein widersprüchliches ist, weil der
„gerechte“ Ausgleich zwischen den Klassen immer weniger funktioniert, auch auf politische Fragen
gestoßen. Die Antworten entwickeln sie natürlich nicht spontan. Es ist vielmehr eine Kernaufgabe
von RevolutionärInnen, diese in Gewerkschaften, Betriebe, Kämpfe in gewerkschaftlich
organisierten oder nicht organisierten Bereichen zu tragen.

Genau dieser Aufgabe müssen sich KommunistInnen heute stellen. Frings weicht vor dieser zurück,
ja er kapituliert vor ihr, indem er kommunistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit zu einer
Unmöglichkeit erklärt.

Die Apparate und ihre Politik

Das hängt damit zusammen, dass er nirgendwo zwischen LohnarbeiterInnen und
ArbeiterInnenbürokratie (Gewerkschaftsapparat, Betriebsratsspitzen der Großkonzerne)
unterscheidet. Es reicht nämlich nicht aus, ein gleichermaßen „falsches“, im Lohnarbeitsverhältnis
verhaftetes und von diesem reproduziertes Bewusstsein von Bürokratie und LohnarbeiterInnen zu
konstatieren.

Die Gewerkschaftsbürokratie ist nicht bloß eine Verlängerung, Apparat gewordene Form falschen
Bewusstseins. Wird sie zu einer Kaste, einer bürokratischen Struktur, entwickelt sie selbst ein
materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital zu verewigen –
und damit auch ein materielles Begehren, die bürgerlichen Eigentumsverhältnisse zu verteidigen.

Sie beschränkt daher den Kampf bewusst auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Löhne,
also rein gewerkschaftliche Ziele. Auch die Politik, die diesem entspringt, der politische



Reformismus, stellt eine Form bürgerlicher ArbeiterInnenpolitik dar. Ziel dieser Politik ist es, die
Klasse an dieses System, an die Herrschaft der Bourgeoisie zu ketten. Diese Politik hat eine
Trägerin, die Gewerkschaftsbürokratie.

Die Gewerkschaften sind also nicht untauglich für den „globalen Aufstand“ (Frings), weil sie groß,
unbeweglich, nicht spontan, unpolitisch, nationalborniert, männlich-chauvinistisch sind, sondern sie
haben diese Eigenschaften, weil sie von einer Kaste dominiert werden, deren politische Bestimmung
es ist, die Gewerkschaften an das kapitalistische System zu binden. Frings hat recht, wenn er
beschreibt, dass seitens der Bourgeoisie sehr bewusst die Sozialgesetzgebung, das Arbeitsrecht oder
die Betriebsverfassung so ausgestaltet wurden und werden, dass die Gewerkschaftsbürokratie damit
die Klasse fesseln kann. Er verweist auf Bismarck und seine Sozialgesetzgebung. Eben: Diese wurde
genau deshalb eingeführt, weil ein Verbot von Gewerkschaften und der SPD nicht funktioniert hatte.
Die Bourgeoisie musste ihre Strategie ändern: Wo sie die Organisationen der ArbeiterInnenklasse
nicht unterdrücken kann, muss sie sie integrieren. Das ist die Rolle des Reformismus als Politik, die
sich auf die ArbeiterInnen, v. a. diejenigen, die erkannt haben, dass sie sich als Partei gegen die
gesamte herrschende Klasse organisieren müssen, stützt, um die Herrschaft der Bourgeoisie zu
sichern.

Der Reformismus begegnet uns in SPD und Linkspartei, in Syriza, in der PT Brasiliens, in
Rifondazione Comunista, in jedem hoffnungsvollen linken Politikprojekt und warum sollte das
Kapital diese Taktik nicht bei Gewerkschaften anwenden, egal ob sie sich sozialistisch,
kommunistisch, überparteilich oder sonst wie definieren?

Die Bürokratie

Frings, aber nicht nur er, begeht den Fehler, die Gewerkschaften mit den sie beherrschenden
Bürokratien gleichzusetzen. Der „Doppelcharakter“ von reformistischen Gewerkschaften ist kein
Mysterium oder „Strukturproblem“: Sozial sind sie Organisationen der ArbeiterInnenklasse,
politisch geführt werden sie von einer Schicht, die die historischen Interessen der Bourgeoisie
vertritt.

Der Verzicht auf gewerkschaftliche und politische Organisierung als Konsequenz ist nichts anderes
als die Kapitulation vor der Bourgeoisie. Nötig ist der Kampf gegen den Reformismus und das ist ein
politischer Kampf! Der Kampf gegen den „natürlichen“ Ökonomismus und Reformismus, der immer
neu entsteht, wenn Schichten und Sektoren der ArbeiterInnenklasse in den Kampf gegen die
AusbeuterInnen eintreten, muss allerdings anders geführt werden als der gegen den bewusst
konterrevolutionären Reformismus der Gewerkschaftsbürokratie!

Der Kampf gegen die Bürokratie muss natürlich auch in der täglichen gewerkschaftlichen Praxis
erfolgen. In jedem Konflikt geht es auch um:

Aktionen und Kampf statt Verhandlungen

Diskussion und Demokratie statt Diktate der Führungen

Einsatz auch für die Randbelegschaften statt Ausrichtung auf die
ArbeiterInnenaristokratie

Die Interessen der Gesamtklasse und nicht von Privilegien für Sektoren

Solidarität mit anderen Kämpfen.

Es geht immer auch gegen Rassismus, Sozialchauvinismus und Nationalismus, gegen



Unterdrückung von Frauen, LGBTIA-Personen und der Jugend.

Klassenkämpferische Basisbewegung

Aber das ist nicht alles. Es ist völlig klar, dass die BürokratInnenkaste alle Vorteile der
Zentralisierung und Organisierung für sich nutzt. Es ist also eine organisierte Bewegung gegen die
Bürokratie nötig, die sich auf die Basis stützt und diese organisiert gegen das politische Monopol
des Apparates. Das macht eine politische Bewusstseinsbildung nötig und das heißt letztlich, die
KollegInnen für eine antikapitalistische, revolutionäre Perspektive zu gewinnen. Das ist kein Spaß,
vor allem dort, wo die Bürokratie besonders hart zuschlägt, dort wo sie aus Sicht des Kapitals ihre
wichtigste Aufgabe hat, in der Exportindustrie. Um so notwendiger ist ein organisierter Kampf.

In ihm spielt die Taktik eine große Rolle. Immer wenn der Apparat ein paar Schritte in Richtung
Kampf geht, seine radikaleren Teile auf dem Vormarsch sind, die Belegschaften aus ihrer Passivität
ausbrechen, in die sie gedrängt werden, müssen wir in dieser Bewegung vorne dabei sein, dürfen
nicht passiv bleiben und nur vor dem nächsten Verrat warnen, sondern müssen Vorschläge machen,
die die Massen in Bewegung befähigen, den kommenden Verrat zu bekämpfen. Sie müssen die
Kontrolle über die Forderungen, die Aktionen und die Verhandlungen in die Hand bekommen. Also
Aktionskomitees wählen, auf Vollversammlungen entscheiden, Verhandlungen öffentlich führen.

Die Aufgabe einer Basisbewegung ist es, die Alternative einer klassenkämpferischen Gewerkschaft
in der Praxis zu zeigen und für eine Umgestaltung der alten Gewerkschaften zu kämpfen. Die
Bürokratie ist als soziale Schicht an den Kapitalismus gebunden. Alle Privilegien müssen beendet
werden, Bezahlung nach den Durchschnittseinkommen der Branche, raus aus den Aufsichtsräten,
demokratische Wahlen auf allen Ebenen. Das kann zu heftigen Brüchen in den Gewerkschaften
führen, zu Spaltungen und Ausschlüssen.

Aber was ist das für eine Vorstellung, dass der „globale Aufstand“, den Christian Frings möchte,
eine hoch organisierte Struktur mit dominantem Einfluss auf potentiell kampfstarke Teile der
Arbeiterinnenklasse unangetastet wirken lässt und stattdessen sich nur auf einen anderen Teil der
Klasse stützt und diesen mit neuen, schwachen Organisationen oder gar gänzlich unorganisiert in
den Kampf führt – gegen das Kapital, seinen Staat und seine „halbstaatlichen“ Gewerkschaften, die
einen Teil der Klasse gegen den Kampf ausrichten werden?

Wer eine Alternative zum Kapitalismus will und nicht die Illusion hat, dass dies durch ein Wunder
geschieht oder durch eine „neue Avantgarde whatever“, muss sich auch der Frage stellen, wie die
Kernschichten des Proletariats aus der politischen und ideologischen Fessel befreit und für diese
Alternative gewonnen werden können.


